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Bezug; Kleine Anfrage 229 der Fraktion der SPD 
- Drucksache 2079 - 


Im Namen der Bundesregierung beantworte idi die Kleine Anfrage 
wie folgt: 

1. Bundestag und Bundesregierung haben sich seit dem Jahre 1950 
fortlaufend und nachhaltig um die Freimadiung der von den aus- 
ländischen Streitkräften unter der Geltung des Besatzungsregimes in 
großem Umfange requirierten privaten Liegenschaften (Wohn- und 
Geschäftsräume) bemüht. 

So hat das Bundesministerium der Finanzen in einem an die damalige 
Alliierte Hohe Kommission und an die einzelnen Alliierten Hohen 
Kommissare gerichteten Memorandum vom 17. August 1951 (Drudk- 
sadie Nr. 2824 der 1. Wahlperiode) zu allen im Zusammenhang mit 
der Freimachung privater Liegenschaften stehenden Fragen eingehend 
Stellung genommen, Lösungsmöglichkeiten aufgezeigt und sich bereit 
erklärt, auch seinerseits Mittel des allgemeinen Bundeshaushalts für 
diesen Zweck zur Verfügung zu stellen. Erst auf dringende Vorstel- 
lungen und nach ernstem Hinweis auf die außerordentliche politische 
Bedeutung des angesprochenen Problems haben sich die damaligen 
Besatzungsmächte im Jahre 1952 — Mitte des Jahres 1952 waren 
in der Bundesrepublik noch rd. 60 000 private Wohnungen von den 
Besatzungsmächten in Anspruch genommen — bereit gefunden, mit 
der deutschen Seite über die Möglichkeiten zur Liquidation dieses 
Nachkriegsproblems zu verhandeln. 

2. Unabhängig hiervon hat die Bundesregierung im Rahmen der 
deutschen Zuständigkeit in den Jahren 1951 bis 1955 zum Zwecke 
einer anderweitigen angemessenen Unterbringung der von der Requi- 
sition ihrer Wohnungen Betroffenen ( Al tbesatzungs verdrängte) 5 Er- 
satzwohnungsbauprogramme durchgeführt. Hierbei wurden mit 
einem Kostenaufwand von 110,4 Mio DM allein an Mitteln des 
allgemeinen Bundeshaushalts (Haushalt der Verteidigungsfolgeko- 
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sten), die nodi mit Landesmitteln und Mitteln des freien Kapital- 
marktes auf gestockt wurden, insgesamt 14 500 Wohnungen für Alt- 
besatzungsverdrängte erstellt. 

3. Seit dem Jahre 1952 sind die damaligen Besatzungsmächte auf 
deutsche Vorstellungen im Rahmen der Verhandlungen über die 
Verwendung und Begrenzung der Mittel des Alliierten Besatzungs- 
kosten- und Auftragsausgabenhaushalts dazu übergegangen, laufend 
einen erheblichen Teil dieser Mittel zur Finanzierung von weiteren 
Besatzungswohnungs-Bauprogrammen mit dem Ziele einer Freima- 
chung des privaten Wohnraumes zu verwenden. Außerdem hat das 
Bundesmiiiisterium der Finanzen unter Bezugnahme auf das Memo- 
randum vom 17. August 1951 (vgl. Nr. 1) mit den damaligen Alliier- 
ten Hohen Kommissaren und den Oberkommandos der Besatzungs- 
streitkräfte mehrere Vereinbarungen über die Durchführung von 
Austausch-Wohnungsbauprogrammen (Schäfferplan) für den Bau von 
insgesamt rd. 9500 Wohnungseinheiten abgeschlossen, die mit Mitteln 
des allgemeinen Bundeshaushalts (Haushalt der Verteidigungsfolge- 
kosten) finanziert werden. Der finanzielle Aufwand hierfür beträgt 
rd. 400 Mio DM. 

4. Die Gesamtausgaben im Zusammenhang mit dem Bau von Besat- 
zungs- und Austauschwohnungen einschließlich Einrichtungsgegen- 
ständen, die zu Lasten der Mittel des Alliierten Besätzungskosten- 
und Auftragsausgabenhaushalts und des allgemeinen Bundeshaushalts 
(Haushalt der Verteidigungsfolgekosten) gehen, betragen nadi einer 
Schätzung des Bundesministeriums der Finanzen im Bundesgebiet 
und Berlin für 

72 175 fertiggestellte Besatzuhgs- und 

Aüstauschwohnungen 4^133 Mio t)M 

16 588 im Bau oder in der Planung be- 
findliche Besatzüngs- und Aus- 

_ taüsdiwohnungen 920 Mio DM 

88 763 BeSatzungs- und Austausch- 

Wohnungen 5,053 Mio Dm = 

rd. 5 Milliarden DM. 

5. Von den Besatzungsverdrängten und ihren Verbänden sowie dar- 
über hinaus in der breiteren Öffentlichkeit und in der Presse wird 
vielfach die Meinung vertreten, daß init dem Inkrafttreten der Pari- 
ser Verträge auch kurzfristig das Problem der Freimächung aller 
noch von den ausländischen Streitkräfteii in Anspruch genommenen 
privaten Wohn- und Geschäftsräume gelöst sei. In Artikel 48 Abs. 1 
des Trupperiverträges sind die am 5. Mai 1^55 (Tag des Inkraft- 
tretens der Verträge) besteherideri Inänspruchnahmen für die Dauer 
eines Übergangsjähres Utianfechtbar aufrechterhälten worden. Aus 
dieser BestimmUrig ist zu Ünrecht gefölgett Wörden, daß zum min- 
desteri am 5. Mai 1936 sämtliche fioch fortbestehende Beschlagnahmen 
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automatisch ihr Ende finden würden. Es wird hierbei übersehen, daß 
die Bundesrepublik gemäß Artikel 48 Abs. 2 verpflichtet ist, soweit 
erforderlich, auch Liegenschaften der privaten Hand über den 5^ Mai 
1956 hinaus den ausländischen Streitkräften zur Verfügung zu stel- 
len. Bestimmte Freimachungstermine hinsichtlich der von den aus- 
ländischen Streitkräften noch in Anspruch genommenen Wohn- und 
Geschäftsräume sind im Truppenvertrag nicht enthalten. 

Aus den vorstehenden Ausführungen bittet die Bundesregierung zu 
eiitnehmen, daß die Bundesrepublik im Hinblick auf die internatio- 
nalen Verträge, die durch ihre Ratifizierung Innerdeutsches Recht ge- 
worden sind, nicht einseitig über die Freimachung in Anspruch ge- 
nommener Liegenschaften bestimmen kann. 

Das Auswärtige Amt hat im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
sterium der Finanzen bei den Botschaften aller Entsendestaaten, die 
Streitkräfte im Bundesgebiet stationiert haben* erneut Vorstellungen 
mit dem Ziel erhoben, die Bemühungen der Bundesregierung hinsicht- 
lich der beschleunigten Freimachung privater Liegenschaften durch 
geeignete Maßnahmen zu unterstützen. 

Die Bundesregierung ist weiterhin bemüht, mit den Hauptquartieren 
und Oberkommandos der ausländischen Streitkräfte verbindliche 
Abreden über die Freigabe von privaten Wohn- und Geschäfts- 
räumen in Verbindung mit der planmäßigen Fertigstellimg von Er- 
satzbauten herbeizuführen. 

6. Wenn sich auch die ausländischen Streitkräfte vertraglich ver- 
pflichtet haben, ihren Unterkunftsbedarf laufend zu überprüfen und 
sicherzustellen, daß ihr Bedarf auf das Mindestmaß beschränkt 
bleibt, so ist die Freimachung der nexh in Ansprüch genommenefi 
Liegenschaften, insbesondere der restlichen privaten Wohn- und Ge- 
schäftsräume, weitgehend von der Zurverfügüngstellüng von Ersatz- 
liegenschaften abhängig. Die Masse der unter der Geltung des Be- 
satzungsregimes requirierten Wohnungen konnte durch die Errichtung 
von neuen Wohngebäuden — bisher wurden trotz erheblicher Sdiwie- 
rigkeiten, hauptsächlich bei der Beschaffüng von geeignetem Bau- 
gelände, rd, 72 000 Ersatzw-ohnüngen (vgl. Nr. 4) für die ausländi- 
schen Streitkräfte neu erstellt — rätscheidend vermindert werden. 
Imrnerhin werden aber im Bundesgebiet am 5. Mai 1956 voraussicht- 
lich rd. 15 700 altrequiriert^ Wohnungen in Anspruch genommen 
sein, wovon etwa 9400 Wohnungen iifi Eigentutn natürlicher Per- 
sonen stehen. 

Mit der Fertigstellung sämtlicher zur Zeit ncJch im Bau oder in der 
Planung befindlichen 

4 201 Austauschwohnungen (Schaf fcrplan) 

12 387 Besatzungswohnungen 

— infolge der ungewöhnlich langen Frostperiode im letzten Winter 
sind gegenüber den ursprünglichen Fertigstellungsterminen unerwar- 
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tete Verzögerungen eingetreten — kann voraussidbtlidi bis etwa 
Mitte nächsten Jahres gerechnet werden; der größte Teil dieser 
Wohnungen wird jedodi bereits bis Ende dieses Jahres bezugsfertig 
sein. 

Da nicht alle im Bau oder in der Planung befindlichen Besatzungs- 
wohnungen als Ersatz für die noch in Anspruch genommenen pri- 
vaten Wohnungen dienen, sondern teilweise zur Deckung des noch 
bestehenden zusätzlichen Bedarfs errichtet werden, wird im Bundes- 
gebiet voraussichtlich nocli ein Rest von rd. 800 Wohnungen, die 
im Eigentum natürlicher Personen stehen, vorhanden bleiben, über 
deren Freimachungsmöglichkeiten die alliierten Hauptquartiere und 
Oberkommandos infolge der Änderung der Dislozierungspläne erst 
im Laufe der nächsten Monate nähere Angaben machen können. Diese 
Wohnungen werden im übrigen überwiegend zu anderen als Wohn- 
zwecken von den ausländischen Streitkräften benutzt, so daß die 
Durchführung einer Freigabe voraussetzt, daß für jeden Fall be- 
sondere auf den Einzelfall abgestellte Ersatzbauvorhaben projektiert 
und durchgeführt werden (vgl. auch Nr. 8). Es ist bereits mit den 
Hauptquartieren und Oberkommandos der ausländischen Streitkräfte 
vereinbart worden, daß die Länder auf ihrer Ebene gemeinsam mit 
den zuständigen Dienststellen der ausländischen Streitkräfte prüfen, 
wieviel Ersatzbauten, welcher Art und an welchen Standorten zu 
erstellen sind, um auch noch diese restlichen Wohnungen freizumachen. 
Nach Vorliegen dieses Prüfungsergebnisses wird das Bundesministe- 
rium der Finanzen mit den einzelnen Hauptquartieren und Ober- 
kommandos der ausländischen Streitkräfte über <iie Durchführung 
und Finanzierung der restlichen Ersatzbauten abschließend verhandeln. 

7. Neben den Wohnungen sind auch noch eine Reihe von gewerb- 
lichen und sonstigen nicht Wohnzwecken dienenden Liegenschaften 
von den ausländischen Streitkräften in Anspruch genommen, nachdem 
in den vergangenen Jahren auch hier der größte Teil ähnlicher Lie- 
genschaften freigegeben worden ist. In Anspruch genommen sind 
z. Z. noch rd. 1000 Objekte, von denen voraussichtlich noch über 
100 Objekte vor dem 5. Mai 1956 freigegeben werden. Zum Zwecke 
der Freimachung der restlichen Objekte können nicht serienweise Er- 
satzbauten errichtet werden, vielmehr kann die Freigabe nur durch 
entsprechende Verhandlungen für jeden Einzelfall ermöglicht werden, 
wobei in vielen Fällen noch. Insbesondere in räumlicher und fin^- 
zieller Hinsicht, schwierige Probleme zu lösen sind. Die Bundesregie- 
rung bemüht sich gemeinsam mit den Länderreglerungen, auch in 
diesen Fällen verbindliche Abreden über die Freigabe der privaten 
Liegenschaften zu treffen. 


Schäffcr 



